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Weihnachten kommt schneller, 
als man denkt 
Anmerkungen zur Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe 
Von Michael Conty und Ulrike Häcker

Wenn man den Verlautbarun-
gen aus dem Umkreis der 
Arbeits- und Sozialminister-

konferenz der Bundesländer glaubt, ist 
im Sommer 2011 ein erster Arbeitsent-
wurf zur Novellierung der bestehenden 
Regelungen der Eingliederungshilfe zu 
erwarten und pünktlich zu Weihnach-
ten 2011 liegt ein Referentenentwurf 
unter dem Tannenbaum, der im Jahr 
2012 zu einer veränderten Gesetzge-
bung führen soll. 

Wie alles begann …

Seit vielen Jahren mahnen die Freie 
Wohlfahrtspflege, die Verbände der 
Behindertenhilfe, der Sozialpsychiat-
rie und die Selbsthilfeorganisationen 
erfolglos die Weiterentwicklung der 
Eingliederungshilfe zu einem eigenen 
Leistungsgesetz außerhalb des Sozial-
hilferechts an. Die auch aus Politik und 
Verwaltung für notwendig erachtete 
Reform wurde in den vergangenen 
Jahren vor dem Hintergrund der UN-
Behindertenrechtskonvention (BRK) 
und des angestrebten Paradigmenwech-
sels an vielen Stellen auf Bundes- und 
Landesebene und in vielen Kommunen 
diskutiert. Derzeit scheint das Leis-
tungsgesetz eher in weite Ferne gerückt 
und seit Jahren beschäftigt sich die 
Szene nun aus pragmatischen Gründen 
mit der Weiterentwicklung der Einglie-
derungshilfe.

2007 wurde von einer Bund-Länder-
AG (B-L-AG) ein Vorschlagspapier zur 
„Weiterentwicklung der Eingliede-
rungshilfe für Menschen mit Behin-
derungen“ erarbeitet und der Arbeits- 
und Sozialministerkonferenz (ASMK) 
vorgelegt. Danach solle die Reform 
der Eingliederungshilfe mit folgenden 
Zielen erfolgen: Entwicklung einer 
personenzentrierten Teilhabeleistung 
durch eine stärkere Berücksichtigung 
der individuellen Bedarfe und Beach-

tung des Selbstbestimmungsrechts von 
Menschen mit Behinderung1, Entwick-
lung eines durchlässigen und flexiblen 
Hilfesystems sowie Schaffung von Be-
schäftigungsalternativen zur Werkstatt 
für behinderte Menschen.

Mit der Billigung dieses Vorschlags 
haben die Ministerinnen und Minister, 
die Senatorinnen und Senatoren für 
Arbeit und Soziales der Länder als ihr 
gemeinsames Ziel bekräftigt, Menschen 
mit Behinderung die gleichberechtigte 
und selbstbestimmte Teilhabe am Le-
ben in der Gesellschaft, besonders in 
den Bereichen Erziehung, Bildung, 
Ausbildung, Arbeit und Wohnen zu 
ermöglichen und dazu die gesetzlichen 
Grundlagen zu verbessern.

Zu Beginn des Jahres 2009 wurden 
die Vorschläge den Fachverbänden, 
den Selbsthilfeorganisationen und der 
Freien Wohlfahrtspflege im Rahmen 
einer Informations- und Anhörungs-
veranstaltung vorgestellt. Grundsätz-
lich teilten die Verbände die Absicht, 
die Eingliederungshilfe stärker an 
den individuellen Bedürfnissen von 
Menschen mit Behinderung oder psy-
chischer Erkrankung und weniger 
institutionell auszurichten. Allerdings 
wurde bei der Anhörung schnell deut-
lich, dass im Vorschlagspapier eine 
ganze Reihe neuer, unbestimmter Be-
grifflichkeiten eingeführt wurden (z.B. 
Personenzentrierung, Teilhabemanage-
ment, Fachmaßnahmen, Einzelfall-
steuerung und Wirksamkeitskontrolle), 
die unterschiedlichen Interpretationen 
offenstanden. In zahlreichen Stellung-
nahmen haben die Verbände auf die 
Mängel hingewiesen und klargestellt, 
dass die präzise Definition dieser Be-
grifflichkeiten die Voraussetzung für 
einen konstruktiven Dialog bildet.2 

Es folgten Arbeitsgruppen und Ver-
anstaltungen, die zur Verständigung 

beitragen sollten. Die zukünftige Aus-
gestaltung der Finanzierung wurde 
allerdings hinter verschlossenen Türen 
ohne jede Verbandsbeteiligung beraten. 
Im Herbst 2009 nahm die ASMK das 
bis dahin Erreichte zur Kenntnis. Wei-
tere Anhörungen folgten im Frühsom-
mer 2010. An manchen Stellen konnte 
eine Annäherung erreicht werden, 
an anderen Stellen erwiesen sich die 
unterschiedlichen Standpunkte als un-
überwindbar. 

Für massive Irritationen des Beratungs-
prozesses sorgte im Sommer 2010, 
dass die von der Bundesregierung 
eingesetzte Gemeindefinanzkommis-
sion durch die AG „Standards“ höchst 
problematische Sparvorschläge zur 
Entlastung der kreisfreien Städte und 
Gemeinden formulierte. Lachwitz 
sprach von einem „wahren Horror-
katalog von Einsparvorschlägen, die 
geeignet sind, das über Jahrzehnte 
mühsam aufgebaute, insbesondere im 
Bereich der Eingliederungshilfe für 
behinderte Menschen (§§ 53 ff. SGB 
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XII) und im Sozialgesetzbuch IX (Re-
habilitation und Teilhabe) verankerte 
soziale Netz zur Sicherstellung der 
Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rungen am gesellschaftlichen Leben 
zu durchlöchern“3. Mittlerweile sind 
diese Maßnahmevorschläge zur weite-
ren Beratung an die ASMK überwiesen 
und man darf gespannt sein, wie die 
ursprüngliche Zusage der ASMK, dass 
es nicht Ziel des Reformvorhabens sei, 
Teilhabemöglichkeiten und Leistungen 
der Eingliederungshilfe einzuschränken, 
mit den Vorschlägen der GFK zu ver-
einbaren ist. 

Wo wir jetzt stehen …

Die letzte ASMK (24./25.11.2010) 
brachte Eckpunkte zur Weiterentwick-
lung der Eingliederungshilfe vor. In 
den neu zu treffenden gesetzlichen 
Regelungen sind aus Sicht der ASMK 
folgende Ziele zu berücksichtigen: 
Entwicklung der Eingliederungshilfe 
zu einer personenzentrierten Teilhabe-
leistung, die die individuellen Bedarfe 
stärker berücksichtigt und das Selbst-
bestimmungsrecht der Menschen mit 
Behinderung beachtet, Entwicklung 
eines durchlässigen und flexiblen Hil-
fesystems und Schaffung von Beschäf-
tigungsalternativen zur Werkstatt für 
behinderte Menschen sowie Kostenneu-
tralität und angemessene finanzielle 
Beteiligung des Bundes. Den Verbänden 
wurde für die konstruktive Mitarbeit 
gedankt und hervorgehoben, dass die 
Erörterung wesentli-
cher Fragestellungen 
zu weitgehend einver-
nehmlichen Ergebnissen 
geführt habe.4 Dem wi-
dersprechen die Verbände 
einhellig, da gerade bei 
wesentlichen Fragen bis-
lang kein Einvernehmen erzielt werden 
konnte bzw. weiterer Klärungs- und 
Konkretisierungsbedarf besteht.

Was kommen soll …

• Hilfebedarfsermittlung
Der BeB hat schon früh ein bundesein-
heitliches Verfahren zur Ermittlung und 
Feststellung des Hilfebedarfs gefordert, 
welches aus Gründen der Vergleichbar-
keit, der Überprüfbarkeit und Rechts-
sicherheit für Leistungsberechtigte 
geschaffen werden muss. Immerhin 
scheint es hier einen Schritt in die 
richtige Richtung zu geben. Mindestens 

die Entwicklung bundeseinheitlicher 
Kriterien und eine ICF-Orientierung 
sind jetzt Stand der Diskussion. Ins-
gesamt ist zu betonen, dass das Er-
mittlungs- und Feststellungsverfahren 
partizipativ angelegt sein muss, um 
Menschen mit Behinderung oder psy-
chischer Erkrankung von Anfang an 
einzubeziehen: sie sind Experten in 
eigener Sache.

Die ASMK befürwortet die Einführung 
eines Teilhabemanagementmodells, das 
gleichzeitig mit einer 
rehabilitationsträger-
übergreifenden Gesamt-
steuerungsverantwortung 
– von der Bedarfsfeststel-
lung bis zur Wirkungs-
kontrolle – des Sozialhil-
feträgers verbunden sein soll.5 Seitens 
der Sozialhilfeträger wird damit ein 
massiver Personalausbau begründet, 
um fachkundiges Case Management 
(CM) zu entwickeln. Allerdings kann 
das beim Sozialhilfeträger angesiedelte 
administrative CM kein sozialarbeiteri-
sches CM zu konkreten Leistungskon-
figuration und Leistungssicherung im 
Alltag ersetzen. Die Regiekompetenz 
bei der Leistungsgestaltung muss im-
mer beim Leistungsberechtigten oder 
seinem rechtlichen Vertreter liegen.

• Beratung 
Von Seiten der Verbände wird die 
Trennung der Beratungs- und Be-
darfsfeststellungsaufgaben von der 

Leistungsbewilligung 
gefordert.6 Personen-
zentrierte Beratung wird 
zukünftig Vorausset-
zung, Begleitprozess 
und Bestandteil der Be-
darfsermittlung und des 
Teilhabemanagements 

sein. Der Bedarf an Beratung wird 
steigen, wenn bisherige „Pauschalleis-
tungen“ im neuen personenzentrierten 
System in komplexe Einzelleistungen 
differenziert werden sollen und ein 
neues Verständnis von Behinderung 
entsprechend der Behindertenrechts-
konvention zur Anwendung kommt. 
Bislang werden sowohl die Beratung 
wie die Leistungskoordination in der 
Regel von Diensten und Einrichtungen 
geleistet. Dies wird mit dem Argument 
mangelnder Neutralität der Einrich-
tungsträger seitens der Sozialleis-
tungsträger in Frage gestellt. Dass die 
Beratung durch den Kostenträger selbst 

neutral ist, wird wiederum verständli-
cherweise sowohl von den Verbänden 
der Leistungserbringer wie auch von 
den  Selbsthilfeorganisationen der Leis-
tungsberechtigten hinterfragt. Mittler-
weile sieht es ja selbst das Bundesver-
fassungsgericht als erwiesen an, dass 
die gesetzlich vorgeschriebene Infor-
mation und Beratung durch Sozialleis-
tungsträger nicht immer vollständig, 
korrekt und umfassend ist, sondern der 
Bürger gut daran tut, sich selbst fach-
kundige Unterstützung zu sichern.7

Grundsätzlich muss es 
aber in die Entschei-
dung des Menschen mit 
Behinderung gestellt 
sein, durch wen er sich 
beraten lassen will. Um 

Auswahlentscheidung treffen zu kön-
nen, müssen gleichwertig ausgestattete 
Alternativen vorhanden sein. Eine Ei-
nigung zwischen den Verbänden und 
Sozialleistungsträgern scheint dann 
möglich, wenn die für den Beratungs-
bereich zur Verfügung zu stellenden 
Ressourcen nachfrageorientiert zwi-
schen den öffentlichen Leistungsträ-
gern und den Beratungsanbietern der 
Freien Wohlfahrtspflege aufgeteilt 
werden: Von dieser Position sind man-
che ASMK-Akteure noch weit entfernt. 
Für die Diakonie ergibt sich hier eine 
Chance, eine ihrer Kernaufgaben, näm-
lich „anwaltschaftliche und im guten 
Sinne parteiliche Beratung und Unter-
stützung zur Anspruchssicherung und 
Rechtswahrung“ und damit auch sich 
selbst schärfer zu profilieren. 

Personenzentrierung, rehabilita-
tive Ausrichtung und Bedarfsde-
ckung

Personenzentrierte Leistungen sollen 
sich u. a. dadurch auszeichnen, dass 
die bisherige Aufteilung in die Formen 
ambulant und stationär aufgehoben 
wird und die Leistungen sehr individu-
ell zugemessen werden. Nach Auffas-
sung der B-L-AG und der ASMK sollen 
sich die Leistungen im Einzelfall zu-
künftig in behinderungsbedingte Teil-
habeleistungen (Fachleistung) und eine 
existenzsichernde Leistung (Lebensun-
terhalt und Wohnen) gliedern. Die Kos-
ten, die im stationären Bereich bislang 
als Investitionskosten vom Sozialhilfe-
träger übernommen wurden, sollen von 
den üblichen Regelleistungen der Hilfe 
zum Lebensunterhalt nach § 29 SGB 

Das Verfahren zur 
Feststellung des Hilfe-
bedarfs muss Menschen 
mit Behinderung oder 
psychischer Erkrankung 
einbeziehen.

Grundsätzlich muss ein 
Mensch mit Behinde-
rung selbst entscheiden 
können, durch wen er 
sich beraten lassen will.
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XII umfasst sein. Zudem sollen vorran-
gige Leistungen (hier v. a. die der Pfle-
geversicherung und der Krankenkasse) 
aktiviert werden. Mit einer solchen 
Aufteilung wird der bislang umfas-
sende Auftrag der Eingliederungshilfe 
deutlich relativiert. Eingliederungshilfe 
wird auf die „reine“ Fachleistung re-
duziert und die übrigen erforderlichen 
Leistungen werden addiert. 

Vorteilhafterweise könnten so alle 
Menschen mit Behinderung und Pfle-
gebedarf die vollen Leistungen der 
Pflegeversicherung in Anspruch neh-
men. Wo dies nicht ausreicht, werden 
die Leistungen über die Hilfen zu 
Pflege nach § 61 SGB XII aufgestockt. 
Dies bedeutet aber auch, dass das Re-
gime der Pflegeversicherung mit einer 
bestimmten Personalausstattung und 
anderen Vorgaben greifen wird. Bei 
vielen Bedarfskonstellationen wird eine 
Zuordnung möglicherweise nicht ein-
fach sein. Beispielsweise kann die Un-
terstützung im Haushalt bei der Pfle-
geleistungen mit umfasst sein, sie kann 
aber auch der Grundsicherung oder 
der Eingliederungshilfe zugeschrieben 
werden. Dies wird Tür und Tor für 
Leistungsverzögerungen und juristische 
Auseinandersetzungen öffnen, wenn 
nicht gesetzlich die Zuordnungssyste-
matik eindeutig und klar geregelt wird.

Fraglich wird aber in ganz neuer 
Weise, wie die Einheitlichkeit der Hil-
fen und ihre rehabilitative und teilha-
beorientierte Ausrichtung individuell 
sichergestellt werden wird. Mit welcher 
Berechtigung will ein Sozialhilfeträger 
über die Eingliederungshilfe den kom-
pletten Leistungsmix koordinieren und 
steuern, wenn z. B. im Einzelfall vom 
finanziellen Volumen her die Sozial-
versicherungsleistungen überwiegen? 
Wie setzt sich der rehabilitative Ansatz 
der Eingliederungshilfe durch, wenn 
Leistungen der Pflegekasse und ergän-
zende Leistungen der Hilfe zur Pflege 
leistungstechnisch den größten Kosten-
block ausmachen? Auch hierüber gibt 
es noch keine Verständigung.

Kostenneutralität wird - zumindest, 
wenn eine volkswirtschaftliche Ge-
samtrechnung aufgemacht wird - nicht 
zu erreichen sein. Nicht umsonst zei-
gen die Beispiele der skandinavischen 
Länder unmissverständlich auf, dass 
die Abkehr von der einrichtungsorien-
tierten Versorgung für alle Menschen 

mit psychischer Erkrankung und Be-
hinderung die gesellschaftlichen Kosten 
insgesamt mindestens um den Faktor 
2 erhöht hat8. Dies ist bei steigenden 
Fallzahlen umso gravierender. 

Wirkungskontrolle

Im Papier der ASMK ist (noch) nicht 
erläutert, wie die Wirkungskontrolle 
der gewährten Teilhabeleistungen 
aussehen soll. Welche Indikatoren / 
Kriterien sollen herangezogen werden? 
Welche Auswirkungen wird eine nur 
geringe oder mangelhafte Wirkung 
haben? Sollen dann Leistungen ohne 
Unterstützungsalternative eingestellt 
werden können? Die „besondere Auf-
gabe der Eingliederungshilfe ist es, 
eine drohende Behinderung zu verhü-
ten oder eine Behinderung und deren 
Folgen zu beseitigen oder zu mildern 
und die behinderten Menschen in die 
Gesellschaft einzugliedern.“9 

Dies bedeutet, dass die Eingliederungs-
hilfeleistungen auch dann ihre Aufgabe 
erfüllen, wenn eine Verschlechterung 
verhindert oder ein Abbauprozess bei 
einem Menschen mit Behinderung oder 
psychischer Erkrankung verlangsamt 
wird. Damit können die Leistungen 
der Eingliederungshilfe nicht einseitig 
nur auf den Fortschritt des Leistungs-
berechtigten zielen, sondern müssen 
auch den Erhalt von Fähigkeiten und 
die Förderung der Teilhabe sicherstel-
len. Bei der Einführung einer wie auch 
immer gearteten Wirkungskontrolle ist 
dies zwingend zu beachten.

Wunsch- und Wahlrecht

Das gesetzlich normierte Wunsch- und 
Wahlrecht garantiert den Leistungsbe-
rechtigten, das sie als handelnde Sub-
jekte, als Menschen mit einem Rechts-
anspruch ernst zu nehmen sind. Bei 
der Stärkung der Rechtsposition von 
Leistungsberechtigen kommt daher dem 
Wunsch- und Wahlrecht eine wesent-
liche Rolle zu. Nach § 9 Abs. 2 SGB 
XII soll den Wünschen der Leistungs-
berechtigten bei der Ausgestaltung 
der Leistungen entsprochen werden, 
soweit die Wünsche angemessen sind. 
Weiterhin ist gesetzlich verankert, dass 
ambulante Unterstützung vorrangig ist 
und teilstationäre oder stationäre Leis-
tungen nur in Frage kommen, wenn 
ein Bedarf nicht anderweitig gedeckt 
werden kann. Eingeschränkt wird die-

ses Wunsch- und Wahlrecht bisher 
durch den so genannten Mehrkosten-
vorbehalt. Wenn sich die Wünsche des 
Leistungsberechtigten auf eine Leistung 
richten, die mit unverhältnismäßigen 
Mehrkosten gegenüber einer vergleich-
baren Leistung verbunden ist, soll die-
sen Wünschen nicht entsprochen wer-
den. Da sich der Mehrkostenvorbehalt 
insbesondere auf das Verhältnis von 
ambulanten und stationären Leistungen 
bezieht, wird er durch den geplanten 
Wegfall von „ambulant“ und „statio-
när“ im Grunde überflüssig. 

Zu den offenen Fragen gehört, wie und 
ob dem Wunsch der Sozialhilfeträger 
nach einer Leistungsbegrenzung im 
Einzelfall („Obergrenze“) nachgekom-
men werden soll. Grundsätzlich gilt, 
dass sich die Leistungen der Einglie-
derungshilfe nach der Besonderheit 
des Einzelfalls und insbesondere nach 
Art und Umfang des Bedarfs richten.10 

Hieran wird festzuhalten sein. Wenn es 
aber per definitionem keine stationäre 
Leistung mehr gibt, laufen Bestimmun-
gen ins Leere, die die Höchstkosten der 
ambulanten Leistungen an die Kosten 
einer in Betracht kommenden stationä-
ren Leistung binden11. 

Natürlich müssen die Leistungen auch 
zukünftig wirtschaftlich erbracht wer-
den und, wenn zwei Leistungspakete 
im Einzelfall gleichermaßen den Be-
darf decken, aber erheblich im Preis 
differieren, werden dem Wunsch- und 
Wahlrecht hierdurch Grenzen gesetzt. 
Wie weit diese Grenzen allerdings sind 
und wie groß die Spielräume für Wün-
sche der Leistungsberechtigten sind, 
werden wohl letztlich erst Gerichte ent-
scheiden. Die Festlegung von pauscha-
len Ober- und/oder Untergrenzen ist 
jedenfalls nicht mit dem Anspruch auf 
individuell bedarfsdeckende Leistungen 
vereinbar. Die Verbände sprechen sich 
dafür aus, dass vor einer Leistungsbe-
willigung die Wünsche der Leistungs-
berechtigten zwingend zu ermitteln 
sind. Dabei sind die persönlichen, 
familiären und örtlichen Umstände des 
Einzelnen zu berücksichtigen. 

Eng mit dem Wunsch- und Wahlrecht 
ist die Frage verbunden, ob ein Leis-
tungsberechtigter zukünftig weiterhin 
auf ein „wohnheimartiges“ Angebot 
verwiesen werden kann. Art. 19 BRK 
führt zu dieser Frage aus, dass kein 
Leistungsberechtigter gegen seinen 
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Willen gezwungen werden kann, in 
einer besonderen Wohnform zu leben. 
Demnach muss es für Menschen mit 
Behinderung oder psychischer Erkran-
kung einen Anspruch auf Teilhabe-
leistungen außerhalb von besonderen 
Wohnformen geben. Damit wird nicht 
ausgeschlossen, dass sich einzelne 
Menschen mit Behinderung oder psy-
chischer Erkrankung für ein wohn-
heimartiges Angebot entscheiden. 

Leistungsformen

Derzeit können die Leistungsberech-
tigten ihre Leistungen 
in Form von Sach- oder 
Geldleistungen, aber auch 
als trägerübergreifen-
des persönliches Budget 
in Anspruch nehmen. 
Dies muss auch bei der 
Weiterentwicklung der 
Eingliederungshilfe sichergestellt sein. 
Welche Leistungsform im Einzelfall 
passend ist, muss zwischen dem Leis-
tungsberechtigten und dem Sozialhilfe-
träger abgestimmt werden. Eine einsei-
tige Festlegung durch den Sozialhilfe-
träger muss ausgeschlossen sein.

Soziale Räume und individuelle 
Rechte

Die auf das Individuum bezogene Pers-
pektive bedarf einer Einbettung in eine 
lebensweltliche und sozialräumliche 
Perspektive. Das Zauberwort „Sozial-
raumorientierung“ spielt eine wichtige 
Rolle. Enttäuschenderweise wird aller-
dings in den 2010er ASMK-Beschlüssen 
die inklusive Sozialraumgestaltung 
überhaupt nicht aufgenommen. Diesbe-
zügliche Diskussionsergebnisse der AG 
Ambulantisierung (2009) sind nicht in 
ein Handlungskonzept überführt. Ein 
wirklicher Paradigmenwechsel kann 
aber nur gelingen, wenn auch auf 
diesen Aspekt große Aufmerksamkeit 
gelegt wird. 

Auf der politischen Ebene sind die ge-
setzlichen Voraussetzungen für unab-
hängige und selbstbestimmte Teilhabe 
zu schaffen und eine Beseitigung von 
Zugangshemmnissen, Barrieren und 
Diskriminierungen in allen öffentlich 
zugänglichen Systemen und Bereichen 
ist zu verwirklichen. Hierunter sind 
gesellschaftliche Subsysteme wie Aus-
bildung, Arbeit, Wohnen, Politik, Sport 
und Freizeit  zu verstehen. Natürlich 

ist die vielbeschworene Arbeit an den 
Barrieren in den Köpfen durch die not-
wendige „Volksbildung“ ebenso not-
wendig; hierauf soll aber nicht näher 
eingehen werden.

Die Barrieren der materiellen Umwelt 
werden ja schon seit Jahren bearbeitet 
und es sind beachtliche Erfolge bei der 
Entwicklung von Barrierefreiheit für 
mobilitätseingeschränkte Bürgerinnen 
und Bürger zu verzeichnen. Auch für 
Menschen mit Schädigungen der Sinne, 
also z. B. für blinde Menschen, gibt es 
z. B. sprechende Fahrstuhlsteuerungen, 

piepende Ampeln etc. 
Eine solche Form der 
Umweltgestaltung, des 
universal design, ist für 
alle hilfreich. Aber um 
ehrlich zu sein, es gibt 
kaum Erkenntnisse dar-
über, wie eine materielle 

Umwelt beschaffen sein müsste, in der 
sich auch Menschen mit intellektuellen 
Beeinträchtigungen frei und ohne wei-
tere Unterstützung bewegen könnten. 
Wie müsste eine Umwelt beschaffen 
sein, die keinerlei Barrieren für chro-
nisch abhängigkeitskranke Menschen 
wie für alle Kinder und Jugendliche 
beinhaltet? Und welche Umweltsys-
teme können Menschen unterstützen, 
die dauerhaft von psychosebeding-
ten Ängsten gepeinigt 
werden? Wie sieht eine 
barrierefreie Umwelt für 
Menschen mit intellek-
tuellen Einschränkungen 
und herausforderndem 
Verhalten aus – eine 
Umweltgestaltung, die es 
zulässt, dass sie sich ohne Einschrän-
kungen frei bewegen können, Gemein-
schaft mit anderen Menschen verwirk-
lichen und gesellschaftlich mit allen 
Bürgerrechten und -pflichten teilhaben 
können. Wir sind methodisch-fachlich 
noch weit entfernt von Konturen eines 
entsprechenden „universal design“12. 

Mit der geläufigen „Sozialraumorien-
tierung“ wird verknüpft, dass sich über 
Infrastruktur-Verbesserungen und frei-
williges Engagement der verbleibende 
persönliche Unterstützungsbedarf auch 
in der Eingliederungshilfe vermindern 
lässt. Ein viel zitiertes Beispiel ist die 
Investition in intensive Stadtteilju-
gendarbeit, die zu einer sinkenden Kri-
minalitätsrate und damit zu einer Sen-
kung der Kosten der Jugendgerichts-

hilfe führt; dies wiederum refinanziert 
die Stadtteiljugendarbeit und führt 
so zu einem Mehrwert, da hier mehr 
Jugendliche angesprochen werden als 
nur die delinquenten. Wenn es gelingt, 
die tatsächlichen Lebensverhältnisse 
im Sozialraum inklusionsfähiger und 
gemäß einem angewandten universal 
design für Umwelt und Infrastruktur zu 
gestalten, kann das Umschlagen von 
Beeinträchtigungen in Behinderungen 
möglicherweise begrenzt, verhindert 
bzw. aufgehoben werden. Soweit die 
Theorie und die ersten Eindrücke aus 
Pilotprojekten. 

Gemeinwesenarbeit bzw. sozialraumo-
rientiertes Arbeiten erfordert aber auch 
einen nicht unerheblichen Mittelein-
satz für die gemeindliche Infrastruk-
tur. Das sind fallübergreifende und 
fallunabhängige Leistungen, die sich 
gerade nicht personenbezogen zuord-
nen lassen. Wir erleben aber, dass die 
Kommunen sich immer weniger in der 
Lage zeigen, diese Kosten sozialer Da-
seinsfürsorge aufzubringen. Diese Fi-
nanzierungslücke kann auch nicht  von 
den Diensten und Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe geschlossen wer-
den. Die sorgfältige Einbeziehung der 
persönlichen Lebenswelt kann auch die 
Entwicklung des Sozialraums begüns-
tigen. Die Einrichtungen können ggf. 

auch bürgerschaftliches 
Engagement für fallun-
abhängige Arbeit im 
Sozialraum stimulieren. 
Sie bleiben aber in der 
Finanzierung gleichzei-
tig selbst an die streng 
einzelfallbezogene, per-

sonenorientierte Leistung gebunden. 

Es ist zudem ein Irrglaube, dass sich 
die Unterstützung für Menschen mit 
Behinderung oder psychischer Erkran-
kung künftig hauptsächlich durch bür-
gerschaftliches Engagement oder durch 
Nachbarschaftshilfe abdecken lassen 
kann. Natürlich müssen und wollen wir  
bürgerschaftliches Engagement nutzen, 
pflegen und weiterentwickeln, ersetzen 
wird es professionelle Unterstützungs-
leistungen auch langfristig nicht. Und 
nicht zu vergessen: die Weckung und 
Begleitung von freiwilligem sozialen 
Engagement erfordert selbst auch pro-
fessionelle Unterstützung, die fällt uns 
nicht in den Schoß. Die klare gesetz-
liche und finanzielle Absicherung all 
dieser notwendigen fallübergreifenden 

Welche Umweltsyste-
me können Menschen 
unterstützen, die 
dauerhaft von psycho-
sebedingten Ängsten 
gepeinigt werden? 

Bürgerschaftliches Enga-
gement kann und wird 
auch langfristig pro-
fessionelle Unterstüt-
zungsleistungen nicht 
ersetzen. 
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Aktivitäten und Infrastrukturaufwen-
dungen wird ein weiterer Prüfstein 
dafür sein, ob das ASMK-Programm 
wirklich ein Umbauprogramm und kein 
Sparprogramm ist. 

Weihnachtsgeschenke?

Im Rahmen der Weiterentwicklung der 
Eingliederungshilfe wurde erneut das 
vor Jahren propagierte Bundesteilha-
begeld angeführt, ein einkommensun-
abhängiges Teilhabegeld für Menschen 
mit Behinderung oder psychischer 
Erkrankung zur selbstbestimmten Ver-
wendung und darüber die Beteiligung 
des Bundes an den Kosten der Einglie-
derungshilfe. Obwohl der Bund eine 
solche Beteiligung weiterhin weit von 
sich weist, werden sich sowohl die Ver-
bände als auch einzelne Länder dafür 
einsetzen. Gleichzeitig werden For-
derungen nach einem eigenständigen 
Leistungsgesetz und nicht bloß nach 
einer Reform der in der Sozialhilfe 
verhafteten Eingliederungshilfe laut. 
Erste Entwürfe liegen bereits vor.13 Es 
ist also viel in Bewegung. Bleibt nur zu 
hoffen, dass es eine Vorwärtsbewegung 
ist und Menschen mit Behinderung 
oder psychischer Erkrankung am Ende 
viel gewonnen haben. 

Anmerkungen

1 Dieser SGB XII-Behinderten-Begriff schließt 
Menschen mit psychischer Erkrankung und 
chronischer Abhängigkeitserkrankung, die 
eingliederungshilfeberechtigt sind, ein. 

2 Vgl. Gemeinsame Positionierung des DW 
EKD und des BeB zur Weiterentwicklung 
der Eingliederungshilfe, 04/2009 (http://
www.beb-ev.de/files/pdf/stellungnah-
men/2009-04_positionierung_weiterent-
wicklung_eingliederungshilfe_beb_dwekd.
pdf); Forderung der fünf Fachverbände der 
Behindertenhilfe zur Neuausrichtung der Ein-
gliederungshilfe für behinderte Menschen im 
Lichte der UN-Behindertenrechtskonvention, 
07/2009 (http://www.beb-ev.de/files/pdf/
stellungnahmen/2009-07_forderungen_neu-
ausrichtung_eingliederungshilfe_ktg_ver-
baende.pdf). 

3 Lachwitz, Klaus, Sparen zu Lasten behin-
derter Menschen und ihrer Angehörigen?, in 
Rechtsdienst der Lebenshilfe, Nr. 3/10, S. 89. 
4 Ergebnisprotokoll der 87. Arbeits- und So-
zialministerkonferenz 2010 am 24./25.11.2010 
in Wiesbaden, S. 6 (http://www.asmk2010.
hessen.de/irj/HSM_Internet?cid=bdfc1688904
61b23e78a7664dce3035c), Stand 14.02.2011.

5 TOP 4.3, Anlage „Eckpunkte für die Re-
formgesetzgebung „Weiterentwicklung der 
Eingliederungshilfe für Menschen mit Behin-

derungen, S. 37 (http://www.reha-recht.de/
fileadmin/download/foren/d/Stellungnah-
men/100914_Entwurf_Anlage_zum_ASMK_Be-
schlussentwurf_Eingliederungshilfe.pdf, 
aufgerufen am 14.02.2011).

6 Vgl. DW EKD „87. ASMK Beschluss und ver-
abschiedete Eckpunkte der ASMK Bund-Län-
der AG zur Weiternenwicklung der Einglie-
derungshilfe für Menschen mit Behinderung 
nach SGB XII vom 24./25.11.2010. 

7 Beschluss des BVerfG, 1 BvR 1517/08 vom 
11.5.2009, Absatz-Nr. 38 ff., http://www.bun-
desverfassungsgericht.de/entscheidungen/
rk20090511_1bvr151708.html 

8 Eindrucksvoll dargestellt sind die Unter-
schiede zur internationalen Situation u. a. 
bei Baur, Fritz, Persönliches Budget in der 
Eingliederungshilfe und Pflege, Vortrag auf 
dem 7. Caritas Rechtsforum am 8. und 9. 11. 
2006, Havixbeck/Münster: „Darüber hin-
aus ist festzustellen, dass in Schweden der 
Aufwand pro behinderter Person und Jahr im 
Durchschnitt 80.000 € beträgt. Vergleichszahl 
für Deutschland: 40.000 €.“

9 vgl. § 53 Abs. 3 S. 1 SGB XII.

10 vgl. § 9 Abs. 1 S. 1 SGB XII.

11 Mehrkostenvorbehalt unter Berücksichti-
gung der Zumutbarkeitsregelegungen

12 Der Begriff des universal design verdeut-
licht, dass es hier um eine „allgemeine 
Gestaltung des Lebensumfeldes für alle Men-
schen, die möglichst niemanden ausschließt 
und von allen gleichermaßen genutzt werden 
kann. [...] Dieser Ansatz berücksichtigt auch 
die internationale behindertenpolitische 
Diskussion, die auf `Einbeziehung` in die 
allgemeine soziale Umgebung (Inklusion) 
statt auf spezielle Rehabilitations- und Inte-
grationsbemühungen setzt ...“ (Begründung 
zum Behindertengleichstellungsgesetz – BGG 
– BTDrs. 14/7420, S. 24).

13 Vgl. ISL / ForseA: „Forderung nach Einfüh-
rung eines Gesetzes zur Sozialen Teilhabe“ 
(http://www.forsea.de/projekte/Teilhabesi-
cherunggesetz/Forderung_ISL_ForseA_GST.
pdf, aufgerufen am 15.02.2011); auch das 
Forum behinderter Juristinnen und Juristen 
erarbeitet seit März 2010 einen Entwurf für 
ein „Gesetz zur Sozialen Teilhabe“ (GST).
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